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Neues Bundesgerichtsgesetz: I 
• Thomas Gächter und 
Daniela Thurnherr 
Das neue Bundesgerichts-
gesetz ersetzt Anfang 
2007 das Organisations-
gesetz. Die Rechtsmittel 
werden vereinheitlicht, 
das Verfahren vereinfacht. 
Bei Streitwerten unter 
15 000 oder 30 000 Franken 
prüft das Bundesgericht 
nur noch Rechtsfragen 
von grundsätzlicher 
Bedeutung. Trotzdem 
bleibt der Rechtsschutz 
gewahrt. Das Parlament 
gab dem befürchteten 
massiven Justizabbau 
Gegensteuer: Es führte 
subsidiär die Verfassungs-
beschwerde ein. Ein 
Überblick und eine 
kritische Würdigung. 
Am l. Januar 2007 wird das Bundesgerichtsgesetz (BGG) das Bundesgesetz über d1e 
O rganisation der Bundesrechtspflege 
(OG) ersetzen. Der fo lgende Beitrag 
nimmt zur Frage Stellung, ob das 
BGG den Zielen der Reform der 
Bundesrechtspflege gerecht wird. 
1 Verfahren 
reformieren 
Das OG, das die Grundordnung der 
Bundesrechtspflege enthält, stammt 
aus dem Jahr 1943. In ei ner grossen 
Reform (1968) und einigen kleine-
ren Revisionen wurde es in den letz-
ten Jahrzehnten dem gewandelten 
Rech tssch u tzverständn is angepasst 
(Ausbau der Verwaltungsgerichtsbar-
keit, Ausbau der richterlichen Vorin-
stanzen des Bundesgerichts, Verein-
fach ung des Entscheidverfahrens, 
personelle Entlastungsmassnahmen). 
Das An liegen einer umfassenden 
Justizreform bi ldete ein Reformpaket 
im Rahmen der Totalrevision der 
Bundesverfassung. Am 12. März 
2000 haben Volk und Stände die Ver-
fassungsgrundJagen der Justizreform 
angenommen. 
Die Neugestaltung der Bundes-
rechtspflege bildete neben anderen 
Anliegen wie der Rechtsweggarantie 
(An. 29a BV), der Vereinheitlichung 
des Straf- und Zivi lprozessrechts (Art. 
122 Abs. 1 und Art. 123 Abs. 1 BV) 
und derinstitutionellen Stärkung des 
Bundesgerichts (Art. 188 BV) den 
Kern der Vorlage (Art. 189 ff. BV). 
Die neuen Art. 123 und 191aAbs. 1 
BV traten auf den l. April 2003 in 
Kraft,An.191aAbs.2aufden !.Sep-
tember 2005. An1 8. März 2005 ver-
abschiedete das Parlament den Bun-
desbeschluss über das vollständige ln-
Kraft-li·eten der Justizreform. Dieser 
sieht vor, dass säm tliche noch nich t 
in Kraft getretenen Bestimmungen 
der Justizreform zusammen mit dem 
BGG und dem Verwaltungsgerichts-
gesetz (VGG) in Kraft treten, was per 
I. Januar 2007 der Fall sein wird. 
Gegenstand dieser kurzen Darstel-
lung bildet nur das BGG. Ausgehend 
von den Zielen der Justizreform wird 
das neue Rechtsmittelsystem darge-
stellt. Im Zentrum steht die Frage, ob 
das BGG die Reformziele erreicht. 
2 Rechtsmittel 
vereinfachen 
Zu den offensichtlichen Mängeln des 
geltenden Systems zäh len die Über-
lastung der obersten Gerichte, die 
Kom pl izierrhei t des Rech tsmittelsys-
tems sowie die Lücken im gericht-
lichen Rechtsschutz. Mit der Total-
revision der Bundesrechtspflege, die 
neben dem BGG auch das VGG und 
das Strafgerichtsgesetz (SGG) um-
fass t, sollten die fo lgenden Ziele er-
reicht werden: 
Entlas tung und Stärkung des 
Bundesgeri chts, 
Vereinfachung des Beschwerde-
wegs und Vereinheitlichung des Ver-
fahrens und 
organ isatorische Vereinfachungder 
obersten Gerichtsbarkeit. 
Daneben bildet die Schliess ung 
von Rechtsschutzlücken ein Ziel der 
neu gestalteten Bundesrechtspflege, 
doch kommt hier auch den kantona-
len Gerichten - besonders im Hin-
blick auf die Gewährleistung der 
Rechtsweggarantie - eine zentrale 
Bedeutung zu. 
3 Einheitsbeschwerde 
einführen 
3.1 Nur noch drei Rechtsmittel 
Das geltende Rechtsmittelsystem ist 
historisch gewachsen und kompli -
ziert. Mit dem BGG soll von einer 
Vielzahl von Beschwerden zu m Sys-
tem der Einheitsbeschwerde überge-
gangen werden . Die Zahl der Rechts-
mittel wird grundsätzlich auf drei re-
duziert: Ei ne Beschwerde in Zivi lsa-
chen, eine Beschwerde in Srrafsachen 
und eine Beschwerde in öffentlich-
rechtlichen Angelegenheiten. Mit 
diesen Beschwerden können sä mtli-
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Rechtsschutz gewahrt 
ehe Rügen geltend gemacht werden, 
die der Prüfung durch das Bundes-
gericht unterstehen. Die Überein-
stimmung in den Beschwerdegrün-
den bildet das grundlegende C harak-
teristikum der vereinheitl ichten 
Rechtswege. Fürden Rechtssuchen-
den resultiert daraus eine Vereinfa-
chung des Verfahrens, da er die Mög-
lichkeit erhält, alle Rügen in einem 
Rechtsmittel vorzubringen. Abge-
grenzt werden die drei Einheitsbe-
schwerden nach dem Kriterium , wel-
ches Rechtsgebier vom angefochte-
nen Entscheid betroffen ist; dies 
unabhängig davon, ob es sich um 
kantonales oder eidgenöss isches 
Recht oder um Verfassungs- oder Ge-
setzesbesrimmungen handelt. Durch 
die Teilintegration des Eidgenössi-
schen Versicherungsgeridus (EVG) 
in Luzern in das Bundesgericht ent-
fallen auch die Beso nderheiten des 
geltenden Rechtsmittelwegs im Be-
reich des Sozialversicherungsrechts. • 
3.2 Gemeinsames Prozessuales 
Für jede der drei Einheitsbeschwer-
den gelten spezifische Bestimmun-
gen, insbeso nderezum Anfechtungs-
objekt, dem Anwendungsbereich, 
den Vorinsranzen und dem Be-
schwerderechr. Die Art. 90 ff. BGG 
regeln daneben jene prozessualen 
Fragen , die für die d rei Beschwerde-
arten gleichermasse n Anwendung 
finden. 
Ordentliches Anfechtungsobjekt 
ist in allen Fällen ein Endentscheid, 
der sich dadurch kennzeichnet, dass 
er das Verfahren abschliesst (siehe 
Art. 90 BGG) . Vor-, Zwischen- und 
Teilentscheide können nur in Aus-
nahmefällen angefochten werden 
(siehe Art. 91-93 BGG). Bevor ge-
gen einen Entscheid Beschwerde 
beim Bundesgericht geführt werden 
kann, müssen ausnahmslos alle vom 
kantonalen Recht und vom Bundes-
recht vorgesehenen Rechtsmittel aus-
geschöpft worden sein. Die Be-
schwerde hat in jedem Fall subsidiä-
ren Charakter. Aus der Subsidiarität 
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der Einheitsbeschwerde ergibt sich, 
dass der Streitgegenstand immer im 
Verfahren vor den Vorinstanzen de-
finiert wird. Neue Begehren, die 
nicht schon bei der Vorinstanz erho-
ben wurden, können vor Bundesge-
richt nicht vorgebracht werden. 
Nach Art. 42 BGG gelten erhöhte 
Anforderungen an die Begründung: 
Es ist in gedrängter Form darzulegen, 
inwiefern der angefochtene Akt 
Recht verletzt. Ist eine Beschwerde 
nur unter der Voraussetzung zulässig, 
dass sich eine Rechtsfrage von grund-
sätzlicher Bedeutung stellt, so ist aus-
zuführen, warum eine solche vorliegt. 
3.3 Kognition eingeschränkt 
Das Bundesgericht wird sich künf-
tig ausschliess lich auf die Kontrolle 
der Rechtsanwendung konzentrieren 
können. Da es hauptsächlich Ent-
scheide des Bundesverwaltungsge-
richts sowie oberster kantonaler Ge-
richte überprüfen wird, kann es auch 
von der Pflicht zur vo llen Überprü-
fung des Sachverhalts entlastet wer-
den. Die unrichtige Feststellung des 
Sachverhalts durch die Vorinstanz 
kann nur noch insoweit gerügt wer-
den, als dieser Mangel auf einer 
Rechtsverletzung beruht oder die 
Feststellung offensichtlich unrichtig 
ist (Art. 97 BGG). 
E ine Ausnahme bestehr für die Z u-
sprechung oder Verweigerung von 
Geldleistungen der Invaliden-, Mili-
tär- oder Unfallvers icherung, wo 
nach wie vor jede unrichtige oder un-
vo llständige Feststellung des rechts-
erheblichen Sachverhalts geltend ge-
macht werden kann (Art. 97 Abs. 2 
BGG).13 Die Ausnahme betreffend 
die Geldleistungen der Invalidenver-
sicherung wurde mit der umstritte-
nen Änderung des Bundesgesetzes 
über die Invalidenversicherung (IVG) 
vom 16. Dezember 2005 ges tri -
chen. 4 Es erscheint damit absehbar, 
dass auch die Ausnahmen betreffend 
die Mili tär- und Unfallversicherung 
bei nächster Gelegenheit entfallen 
werden. 
Professo r für Staa ts-, Verwa ltungs- und 
Sozialversicherungsrecht an den Univer-
sir;itcn Zürich und Luzern 
Lehrbeauftragte a n den Universitäten 
Z üri ch und Luzcrn sowie Gerichtssekre-
tiirin am Verwaltu r;gsgericht des Kan -
ton s Z üri ch 
ßßl1997 1 I , 487 Ff 
Siehe ßBI 2000 2990. Gegenüber den 
ursprünglichen Entwürfen wurden die 
G rundlagen noch erhebli ch angepasst. 
Die Bestimmungen über den Z ugang 
zum Bundesgericht sind im Interesse des 
Rechtsschutzes restriktiver formuli ert 
worden. Das im Vernehmlassu ngsent-
wurfnoch vorgesehene Vorprüfungsver-
fahren wurde ni cht übernommen. Siehe 
Borschaft BGG , BBI2001 4220 f. sowie 
Regina Kiener I Mathias Kul111 , Das 
neue ßundcsgc ri chrsgeserz - ein e (vor-
l:iufige) W ürdi gun g. Z BI I 07 (2006), S. 
14 1 ff, 143 f. 
3 Siehe zum Ganzen auch Heinrich Kol-
ler, G rundzüge der neuen Bundesrechts-
pAege und des vereinheitli chten Pro-
zess rechts, ZBI I 07 (2006) , S. 57 ff. 
4 Botschaft BGG , BBI 200 I 42 11 ff; Kie-
neri Kuhn (A nm. 2) , S. 142. 
5 Siehe Botschaft BGG , Bßl 200 I 4225 
Ff.; Ko ll er (A nm . 3), S. GI ff. 
6 Dazu Esrher lophinke, Bedeutun g der 
Rechtsweggarantie für die An pass un g 
der kantonalen Gesetzgebung, Z BI I 07 
(2006), S. 88 ff. sowie C hrisroph Auer, 
Auswi rkungen der Reorganisation der 
Bundesrechtspflege auf die Kantone, 
Z BI I 07 (2006). S. 12 1 Ff 
1 Siehe zur erst im Rahmen der parlamen-
tarischen Auseinandersetzung ei ngefüg-
ren subsidiären Verfassungsbeschwerde 
hinten 7. 
8 Botschaft ß GG, BBI 200 I 4236. 
Ulri ch Häfelin I Walrer Haller I Helen 
Keller. Bundesgericht und Verfassungs-
gerichtsbarkeit nach der Justizreform. 
Suppl ement zur 6 . AuAage des «Schwei -
zerischen Bundesstaarsrechrs)), Zürich/ 
Basel/Genf 2006. S. VI. Als Ausnahme 
gilt, dass bei der abstrakten Normenkon-
tro ll e kantona ler Erlasse stets di e 
Beschwerde in öffentlich-rechtli chen 
Angelegenheiten zu ergreifen ist (An. 82 
lit. b BGG). 
10 Laut Art. 4 BGG befindet sich der Sitz 
des Bundesgerichts in Lausanne; eine 
oder mehrere Abteilungen haben ihren 
Standort in Luze rn. Zwischen Lausa nn e 
und Luzern besteht Frei zügigke it der 
Richterinnen und Richter. 
Art. 128 ff. OG. 
Die im gelrenden Recht in einigen (we-
nigen) Konstellatio nen zubssige Rüge 
33 
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Die weneren Verfahrensbestim-
mungen führen im Vergleich zum 
geltenden Recht zu keinen Ände-
rungen. Das Bundesge ri cht wird 
auch in Zukunft das Recht von Am-
tes wegen anwenden, ohne an die Be-
gründung der Parteien gebunden zu 
sein . Grundrechtsverletzungen sowie 
Verletzungen vo n kantonalem und 
interkantonalem Recht werden je-
doch nur unter der Voraussetzung ge-
prüft, dass die Parte ien diese geltend 
machen (s iehe Art. I 06 BGG) . Dass 
diesbezüglich das Rügeprinzip gil t, 
ist besonders zu beachten, zumal 
künftig alle Beschwerdegründe mit 
demselben Rechtsmittel vo rgebracht 
werden können. 
3.4 Kostenpflicht 
Gemäss Art. 103 BGG haben die 
drei Beschwerdearten grundsätzlich 
keine aufschiebende Wirkung. Vom 
Gesetzgeber nicht geklärt wurde 
allerdings, ob es sich bei den Ein-
heitsbeschwerden um ordentliche 
oder ausserordendiche Rechtsmittel 
handelt, was vor allem für die Frage 
nach dem Aufschub der Rechtskraft 
von Bedeutung ist. 
Daneben sind weitere Neuerun-
gen für alle Rechtsmittel an das 
Bundesgericht von Belang: Von er-
heblicher praktischer Bedeutung 
dürfte sein , dass der elektro nische 
Verkehr mit dem Bundesgericht 
künftig rechtwirksam zulässig ist. So 
können Rechtsschriften elektro-
nisch eingereicht werden (Art. 42 
Abs. 4 BGG) . Die Fristeinhaltung 
bei der elektronischen Zustellung 
wird explizit geregelt (Art. 48 Abs. 2 
BGG). Auf Wunsch der Parteien 
können Eröffnungen von Entschei-
den auf dem elektronischen Weg er-
fo lgen (Art. 60 Abs. 3 BGG). 
Schliesslich kennt das BGG keine 
unentgeltlichen Beschwerdeverfah-
ren mehr. In sämtlichen Fällen, in de-
nen nach geltendem Recht keine Ge-
richtskosten erhoben wurden, wird 
die Kostenpfli cht eingeführt . Aus so-
zialen Gründen werden die Gerichts-
kosten bei Streitigkeiten über Sozial-
versicherungsleistungen, über Dis-
kriminierun gen aufgrund des Ge-
schlechts, aus einem Arbeitsverhält-
nis mit einem Streitwert bis 30000 
Franken und nach den Art. 7 und 8 
des Beh i ndertengleichsrell ungsge-
setzes unabhängig vo m Streitwert 
bemessen und auf 200 bis I 000 
Franken begrenzt (Arr. 65 Abs. 4 
BGG). 
3.5 Zugangsbeschränkungen 
Art. 191 Abs. 2 BV sieht vor, dass für 
den Zugang zum Bundesgericht fü r 
Streitigkeiten, die keine Rechtsfrage 
vo n grundsätzlicher Bedeutung be-
treffen, Streitwertgrenzen einge-
führt werden können. Von diese r 
Möglichkeit hat der Gesetzgeber bei 
der Beschwerde in Zivilsachen 8 und 
- in eingeschränktem Ausmass - bei 
der Beschwerde in öffentlich-recht-
lichen Angelegenheiten Gebrauch 
gemacht. 9 
Der unbestimmte Rechtsbegriffder 
«Rechtsfrage von grundsätzlicher Be-
deutung» muss konkretis iert werden. 
Die Botschaft nennt drei Fallgruppen: 
Erstens so ll das Bundesgericht auf eine 
Beschwerde eintreten, wenn es die zur 
Diskussion stehende Rechtsfrage 
noch nicht entschieden hat und eine 
höchstrichterliche Klärung erforder-
lich ist, beso nders weil die Rechtspre-
chung der Vorinstanz in dieser Frage 
widersprüchlich ist. Eine grundlegen-
de Rechtsfrage soll zweitens dann vor-
liegen, wenn Gründe bestehen, die 
bisherige Rechtsprechung zu überprü-
fen. Schliess lich so ll eine Rechtsfrage 
auch dann dem Bundesgericht unter-
breitetwerden können, wenn die Vor-
instanz von der Bundesgerichtspraxis 
abgewichen isr.20 
Mangels weiterer Konkretisierung 
des Begriffs der Rechtsfrage vo n 
grundlegender Bedeutung auf Ge-
setzesebene kommt dem Bundesge-
richt bei der Einuetensfrage ein 
erheblicher Spielraum zu . Als be-
so nders bedeutsam können zweifel-
los umstrittene Fragen qualifiziert 
werden, die einer einheitli chen Be-
antwortung im gesamten Bundes-
staat bedürfen. Unklar ist, ob das 
Bundesgericht auch verpflichtet sei n 
soll , Fälle besonders gravierender 
Rechtsverletzungen an die Hand zu 
nehmen. Die Literatur äussert sich 
eher ablehnend, wobei nicht über-
sehen werden darf, dass im Bereich 
der internationalen Rechtshilfe in 
Strafsachen ein << beso nders bedeu-
tender Falb unter anderem gerade 
dann vorliegen soll , wenn Gründe 
fü r die Annahme bestehen, dass ele-
mentare Verfahrensgrundsätze ver-
letzt worden sind (siehe Art. 84 Abs. 
2 BGG). Zumindest bis sich eine 
entsprechende Praxis eingependelt 
hat, wi rd es nicht zuletzt auf die Fä-
higkeit der Beschwerdeführenden 
beziehungsweise ihrer Vertreter an-
kommen, das höchste Gericht von 
der grundsätzlichen Bedeutung der 
sich stellenden Rechtsfrage zu über-
zeugen. Art. 42 Abs. 2 BGG verlangt 
vo n den Parteien denn auch auszu-
fü hren, inwiefern diese Vo rausset-
zung erfüllt sei. 
4 Beschwerde 
in Zivilsachen 
Der Anwendungsbereich der Be-
schwerde in Zivilsachen ist in Art. 72 
BGG sehr breit umschrieben. Neben 
den eigentlichen Entscheiden in Zi-
vilsachen (Abs. 1) unterliegen dieser 
Beschwerde auch solche in Schuld-
betreibungs- und Konkurssachen 
(Abs. 2 li t. a) sowie öffen tlich-recht-
liche Entscheide, die in unmi ttelba-
rem Zusammenhang mit dem Zivi l-
recht stehen (Abs. 2lir. b Ziff. 1- 7). 
Diese Du rchmischung, die sich 
rechtsdogmatischen nicht aufge-
drängt härte, beruht auf pragmati-
schen Überlegungen. a 
Der Begriff der Zivilsache im Sinn 
von An. 72 Abs. I BGG ist gleich zu 
verstehen wie im geltenden Recht. Er 
umfass t die Sachgebiete der heutigen 
Berufung und der Nichtigkeitsbe-
schwerde. Zu den Schuldbetrei-
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bungs- und Konkurssachen im Sinn 
von Art. 72 Abs. 2 lit. a BGG zählen 
einerseits die SchKG-Angelegenhei-
ren , die von einem Gericht beurteilt 
werden, andererseits di e betrei-
bungsrechrlichen Beschwe rdesa-
chen, die in die Zuständigkeit der 
kan to nalen Aufs ichtsbehörden fa l-
len. Anzum erken ist, dass mate ri ell-
reehrli che Streit igkeiten, die im Lau-
fe einer Betreibung entstehen, durch 
das Verfa hren nicht zu SchKG -Sa-
chen werden; geht es etwa um öffe nt-
lich- reehrliche Fo rderungen, so ist -
un te r Vo rbehalt von Art. 72 Abs. 2 
lir. b BGG- di e Beschwerde in öf-
fenrlich-rechrli chen Angelegenhei-
ten zu ergreifen.' 
In vermögensrechtlichen Angele-
genheiten ist die Beschwerde nur zu-
lässig, wenn der Streitwert mindes-
tens 30 000 Franken beziehungs-
weise in arbeits-und mietrechtlichen 
Streitigkeiten 15 000 Franke n be-
trägt (Art. 72 Abs. I BGG) . D urch 
den weiten Anwendungsbereich der 
Beschwerde in Z ivilsachen erstreckt 
sich die Streitwertgrenze nun auf ei-
nige Gebiete, die bisher ke ine solche 
kannten. Wenn es sich nicht um eine 
der Ausnahmen vo n Art. 72 Abs. 2 
lir. b- d BGG handelt, ist die Be-
schwerde an das Bundesgericht nur 
bei Rechtsfragen vo n grundsätz-
licher Bedeutung zulässig, was 
nach Einschätzung des Bundesrares 
im Zivilrecht eher selten der Fall sein 
dürfte. 
Vorinsranzen für die Beschwerde 
in Z ivilsachen können letzte kan to-
nale Insranzen und das Bundesver-
walrungsgerichr sein (Art. 75 Abs. I 
BGG) . D ie Kanto ne müssen als Ietz-
re kan to nale Insranzen obere Gerich-
te einsetzen, die- ausser in den Aus-
nahmefällen vo n Arr. 75 Abs. 2 lir. 
a-c BGG- als Rechtsmittelinsranzen 
zu entscheiden haben. Dieses Prinzip 
des doppel ten Insranzenzugs dient in 
erster Lini e der Entlastung des 
Bundesgerich ts . 
Beschwerdeberechtigt ist, wer vor 
der Vorinstanz am Verfahren re ilge-
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nommen oder ke ine Möglichkeitzur 
Teiln ahm e erhalten hat und über ein 
rechdich geschürztes Interesse an der 
Aufhebung oder Änderung des an-
gefochtenen Entscheids verfügt (A rt. 
76 Abs. I BGG) . 
5 Beschwerde 
in Strafsachen 
Als Strafsachen im Sin n von Arr. 78 
Abs . I BGG gelten sämtli che Ent-
scheide, denen mate ri elles Straf-
recht, Verwaltungsst rafrecht oder 
Strafp rozessrech t zugrunde li egt. 
D ie Beschwerde in Strafsachen rrirr 
damit an die Stelle der N ichtigkeits-
beschwerde und - zu ein em nich t 
unwesentlichen Teil - der staats-
rechtlichen Beschwerde. Ausge-
schlossen ist die Beschwerde in Straf-
sachen gegen Entscheide der 
Beschwerdekammer des Bundes-
strafgerichts, soweit es sich nicht um 
Entsch eide über Zwangsmassnah-
men handelt (Art. 79 BGG) . All e an-
deren strafrechtlichen Entscheide im 
Sinn vo n Art. 78 BGG sind dem-
nach mirdieser Beschwerde an fech r-
bar. Die im En twurf noch vo rgese-
hene Srreitwerrgrenze, die im Hin-
blick auf Art. 191 Abs. 2 BV grund-
sätzlich zu läss ig wäre, w urde nich r 
überno mmen. 
Daneben unterliegen der Be-
schwerde in Strafsachen auch Ent-
scheide über Z ivilansp rüche, wenn 
diese zusammen mir der Strafsache 
zu behandeln sind (Art. 78 Abs. 2 li r. 
a BGG) . Massgeblich ist damit nicht 
mehr, ob das angefochtene Urteil 
gleichzeitig den Z ivil - und den Straf-
punkt behandelt, so ndern viel-
mehr, ob es sachlich gereehrfertigt er-
scheint, dass das Bundesgerich t 
gleichzeitig Z ivilansprüche und straf-
reehrliche Fragen beurteil t. 
Im Hinblick auf das Interesse der 
Betroffenen an einem raschen Ent-
scheid wird das Bundesgerich t di e 
Z ivilansp rüche demnach auch in B I-
Jen gleichzeitig mir den Strafpun kten 
beurte ilen, in denen d ie Vorinsta nz 
BUNDESRECHTSPFLEGE 
der Unangemessenheil (s iehe Arr. I 04 
li r. c und 132 li r. a OG) f:ill t weg. 
Zu r verf:,hrensrechrl ichcn An nii hcrung 
des Sozialversicheru ngs rechts an das 
üb rige ßu ndcsvcrwalru ngsrccht s iehe 
Ulrich Meyer-Biaser I Peter Arn olcl, Der 
lerzti ns tanzl iche Sozia I vers icherun gs-
prozcss nach dem bundcsdrl ichcn Ent-
wurf für ei n Bundcsgc ri chrsgcserz (E-
BGG), ZS R NI' 12 1 (2002), I. I-laib-
band , S. 485 ff. 
BBI 2005 7287. 
So auch Kiener/ Kuhn (Anm. 2), S. I)) f. 
Siehe dazu Ma rrin Zicgler, Zur Rechrs-
natur der kün ftigen Einheitsbeschwer-
den SJZ 102 (2006), S. 56 f., der dafür 
pbd iert, d ie Einheitsbeschwerden als or-
denrli che Rechrsm ittcl zu qua li fizie ren, 
de nen in den Aus nahmeß ll cn von Art. 
I 03 Abs. 2 und 3 BCG nu r in Bezug auf 
d ie Vollstreckbarkeir Suspensivwirkung 
zukom mt. 
Siehe etwa Koll er (A nm. 3), S. 80. 
Siehe Art. 74 BCC. 
An . 85 BGC; dazu himen 6.4. 
Botschaft BGG. BBI 200 1 4309 f. 
Niecola Raselli , Har di e staatsrechtli che 
Beschwerde ausged ien t', AJ I' 2002. S. 3 
ff. , 5, ist der Ansicht, dass vo n ei ner 
Gru ndsatzfrage umso weniger die Rede 
sein könne, je offenkundiger die Verl er-
zung sei. Siehe auch l\ernhard Wald-
mann, Justizrefo rm und öffentl iche 
Rechtsp fl ege - quo vad is?, AJ I' 2003, 
S. 747 fF., 755, de r da rau f hinwcisr, dass 
die subjektive Empfindung der Parte ien 
über die Wichtigkeir ih rer Streitsache 
sowie das Rechrsschutzbedürfni s, wel-
ches schwe rgewichrig durch andere Cc-
ri c h rs i nsta nzc n s ic hergesrel l r werde n 
soll , keine Roll e spielen. Massgebli ch 
sol len viel mehr die Wa hru ng eines ei n-
hei tli chen Rechrsprechungsrau mes so-
wie die Akzeptanzder Spruchprax is nach 
inn en und ausse n se in. 
Vergleiche Borschaft BGG , BBI 200 I 
4.?06. 
2 Botschaft BCG, Bßl 200 I 4306 f. 
Und zwar sowohl rein berreibungsrcchr-
liche Srreitigkeiren als auch berreib ungs-
rechrli che Srreirigkeiren mi r Refl exwir-
kungauf das materielle Recht; siehe Bur-
scha ir BGG , BBI 200 I 4307. 
Botschaft BGG , BBI 200 I 4:307. 
Dazu vo rne 3.5. 
Borschaft BCG , ßßl 200 I 4308. 
Botschaft BGG, BBI 200 1 4.3 10. 
Dad urch, dass in Art. 72 Abs. 2 BGG 
ei ni ge öffentl ich-rechtl iche Materi en, 
d ie bislang im Ra hme n der Verwa ltu ngs-
geri chtsbeschwe rde emschieden wur-
den, der Beschwerde in Ziv ilsachen zu-
geschlagen werden , versclürfCn sich die 
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das nicht getan hat. Hingegen steht 
die Beschwerde in Strafsachen nicht 
zur Verfügung, wenn allein der Ent-
scheid über die Z ivilansprüche an-
gefochten ist. Ebenfalls der Be-
schwerde in Strafsachen unterliegen 
Entscheide über den Vollzug von 
Strafen und Massnahmen (Art. 78 
Abs. 2 lir. b BGG), und zwar auch 
dann , wenn diese ursprünglich von 
einer Verwaltungsbehörde ausgegan-
gen sind. 
Vorinstanzen des Bundesgerichts 
können das Bundesstrafgericht oder 
letzte kan tonale Instanzen sein, wo-
bei es sich bei diesen - ohne Ausnah-
men - um obere kantonale Gerichte 
handeln muss, die als Rechtsmittel-
instanzen entschieden haben (Art. 80 
BGG). Damit gilt auch im Strafver-
fahren der G rundsatz der zwei ln-
stanzen, der im internationalen Kon-
ventionsrecht vorgezeichnet ist. Ii 
Mit der Schaffung des Bundesstraf-
gerichts wurde diesem Grundsatz 
auch in Strafsachen Rechnung getra-
gen, die der Bundesstrafgerichtsbar-
keit unrerliegen.J 
Zur Beschwerde in Strafsachen be-
rechtigt ist, wer vor der Vorinstanz am 
Verfahren teilgenommen hat oder kei-
ne Möglichkeit zur Teilnahme erhal-
ten hat und ein rechdich geschütztes 
Interesse an der Aufhebung oder Än-
derung des angefochtenen Entscheids 
hat (Art. 81 BGG). Beispielhaft nennt 
das BGG als Beschwerdeberechtigte 
diebeschuldigte Person, deren gesetz-
lichen Stellvertreter, die Staatsanwalt-
schaft, die Privatklägerschaft, die Op-
fer im Hinblick auf die Beurteilung 
ihrer Zivilansprüche und die Srrafan-
tragstellenden, soweit es um das Straf-
antragsrecht geht. 
Das System der Einheitsbeschwer-
de führt dazu, dass die kantonale 
Staatsanwaltschaft, die Bundesan-
waltschaft oder der Strafantragsteller 
vor Bundesgericht die willkürliche 
Anwendung des kantonalen Prozess-
rechts geltend machen kann, was im 
Rahmen der staatsrechtlichen Be-
schwerde nicht möglich ist. 
6 Beschwerde im 
öffentlichen Recht 
An die Stelle der bisherigen zwei 
Rechtsmittel im öffentlichen Recht -
der staatsrechtlichen Beschwerde 
(Art. 84 ff. OG) und der Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde (Art. 97 ff. 
OG) - wird künftig die Beschwerde 
in öffentlich-reehrlichen Angelegen-
heiten treten. 
Diese Verfahrensvereinfachung 
durch Beschränkung auf ein Rechts-
mittel wurde mit Einführung der 
subsidiären Verfassungsbeschwerde 
allerdings wieder relativiert. Gleich-
wohl resultieren aus der Neuordnung 
des Rechtsmittelsystems bedeutende 
Voneile für die Rechtssuchenden. 
Aufgrund der zunehmenden Ver-
flechtung von eidgenössischem und 
kantonalem Recht verursacht die 
Wahl des richtigen Rechtsmittels 
heute oftmals Schwierigkeiten. 
Diese werden mit In-Kraft-Treten 
des BGG entfallen, da es für die Zu-
lässigkeit der Beschwerde in öffem-
lich-rechrlichen Angelegenheiten un-
beachtlich ist, ob der angefochtene 
Entscheid seine Grundlage im öf-
fentlichen Recht des Bundes oder ei-
nes Kantons findet. 
6.1 Anfechtungsobjekte 
Die Beschwerde steht offen gegen 
Entscheide in Angelegenheiten des 
öffentlichen Rechts, gegen kantona-
le Erlasse sowie in Fällen betreffend 
die politische Stimmberechtigung 
der Bürger und Bürgerinnen, Volks-
wahlen und Abstimmungen (Art. 82 
BGG). Der Kreis der Anfechtungs-
objekte wird damitweiter gezogen als 
im geltenden Recht. 
Die Entscheide in Angelegenhei-
ten des öffentlichen Rechts (lir. a) 
umfassen nicht nur die Verfügung 
nach Art. 5 VwVG,41 sondern auch 
auf kantonales Recht gestützte An-
ordnungen. Mir dieser Umschrei-
bung wird zudem die Anfechtung 
von hoheitlichen Akten im Bereich 
des öffentlichen Rechts ermöglicht, 
die keine Verfügungsqualität aufwei-
sen, namentlich von tatsächlichem 
oder informellem Verwaltungshan-
deln wie beispielsweise behördlichen 
Warnungen und Empfehlungen, der 
Benennung einer Strasse oder der 
Aufnahme ein es Objekts in ein 
Schurzinventar. 7 Da das Bundesge-
richt nach Art. 86 BGG hauptsäch-
lich Entscheide anderer Gerichte 
überprüft, hängt die Anfechtbarkeir 
von verfügungsfreiem Staatshandeln 
von der Umschreibung des Be-
schwerdeobjekts auf der Stufe der 
Vorinstanzen ab. Das Bundesverwal-
tungsgericht beurteilt gernäss Art. 31 
VGG ausschliesslich Beschwerden 
gegen Verfügungen nach Art. 5 
VwVG und der kantonale Rechts-
schutz knüpft mit wenigen Ausnah-
men ebenfalls an den Verfügu ngsbe-
griff an. 4: Dass es der Bundesgesetz-
geber verpasst hat, die in der Litera-
tur seit geraumer Zeit geforderte 
Anfechtbarkeit von verfügungsfrei-
em Sraarshandeln, das die Rechts-
stellung Einzelner beeinträchtigt, zu 
garantieren, ist bedauerlich. 4 Wenn-
gleich das Rechtsschurzdefizit bei be-
hördlichen Realakten somit vorder-
hand nicht behoben wird, haben es 
die Kantone immerhin in der Hand, 
den bundesgerichtliehen Rechts-
schurz durch eine extensivere Um-
schreibung der anfechtbaren Akte zu 
erweitern. 
Bei der abstrakten Normenkon-
trolle kanto naler Erlasse (lir. b) fin-
det unabhängig vom bet roffenen 
Rechtsgebiet stets die Beschwerde in 
öffen rl ich- rech rl ichen Angelegen hei-
ten Anwendung. Unter lit. b könn-
ten aufgrund des Wortlauts grund-
sätzlich auch kantonale Verfassungs-
bestimmungen subsumiert werden. 
Das Bundesgericht lehnt die Anfech-
tung von (Teil-)Revisionen kantona-
ler Verfassungen allerdings mit der 
Begründung ab, die Bundesver-
sammlung sei für deren Gewährleis-
tung zuständig (siehe Art. 172 Abs. 
2 BV). Eine Ausnahme besteht nur 
für Fälle, in denen das übergeordne-
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re Recht zum Zeitpunkt der Gewähr-
leisrung der Bund esversa mmlung 
noch nicht in Kraft war und daher 
nicht berücksichtigt werden konn-
te. Es ist davon auszugehen, dass 
das Bundesgericht auch künftig an 
dieser Praxis fes thalten wird. Gegen 
Erlasse des Bundes bestehr weiterhin 
grundsätzlich kei ne Beschwerde-
möglichkei. Das Bundesgericht 
wi rd wie bisher lediglich Parlaments-
oder Bundes ratsverordnungen bei 
der Anfechtung eines konkreten An-
wendungsakrs akzessorisch auf ihre 
Übereinstimmung mir dem überge-
ordneten Recht überprüfen. 
An. 82 li r. c BGG setzt Arr. 189 
Abs. 1 lir. f BV um und dehnt die 
Stimmrechtsbeschwerde auf eidge-
nöss ische Wahlen und Abstimmun-
gen aus. Mir diesem Rechtsmittel 
kann die Beein trächtigung aller po-
litischen Rechte, insbesondere des 
aktiven und passiven Wahlrechts, des 
Stimmrechts sowie des Referen-
dums- und des lniriarivrechrs geltend 
gemaehr werden. Gegenwärtig fehlt , 
abgesehen von marginalen Kompe-
tenzen des Bundesgerichts in den 
Fällen vo n Art. 80 des Bundesgeset-
zes über die polirischen Rechte 
(BPR) , ein gerichtlicher Rechts-
schutz betreffend eidgenössische 
Wahlen und Abstimmungen, da die 
staatsrechtliche Beschwerde nur in 
kantonalen Stimmrechtssachen zu-
läss ig ist und die Verwaltun gsge-
richtsbeschwerde Wahl- und Abstim-
mungsentscheide explizit ausklam-
mert. Künftig kann in eidge- nössi-
schen Angelegenheiten gegen Verfü-
gungen der Bundeskanzlei und Ent-
scheide der Kantonsregierungen ans 
Bundesgericht gelangt werden (Art. 
88 Abs. I li r. b BGG). 
Da Akre der Bundesversammlung 
nicht angefochten werden können, 
wi rd diese weiterhin endgültig über 
die Ungültigerklärung eidgenössi-
scher Volksinitiat iven entscheiden, 
obwohl bei diesem Entscheid Rechts-
fragen im Zentrum stehen, für deren 
Beantwortung das Bundesge ri cht 
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prädestiniert wäre. Wegen der Ge-
fahr des Überhandnehmens poliri-
scher Argumente ist dieses Rechts-
schu rzdefizit aus rechtsstaatlicher 
Sicht problematisch. Eine Erwei-
terun g des bundesgeri chtliehen 
Rechtsschutzes ergib t sich immerhin 
aufgrundvon Arr. 189 Abs. 1 bis BV, 
wonach das Bundesgeri cht Be-
schwerden wegen Missachtung von 
Inhal t und Zweck einer allgemeinen 
Volksinitiative durch die Bundesver-
sammlung beurteilt. Dass in diesem 
Fall, nicht aber gegen die Ungültig-
erkläru ng, eine Rechtsmittelmög-
lichkeit besteht, erstaunt, stehen 
doch primär Wertungsfragen im 
Zentrum. 
6.2 Ausnahmekatalog 
Während die Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde einem ausfü hrlichen Aus-
nahmekaralog unrerliegt (s iehe An. 
99- 101 OG), kennt die staatsrecht-
liche Beschwerde keine derartigen 
Beschränkungen. Das BGG leh nt 
sich diesbezüglich an die Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde an und 
nennt in Art. 83 eine Reihe vo n Ka-
tego rien, in denen die Beschwerde in 
öffentlich-rechtlichen Angelegenh ei-
ten nicht zuläss ig ist. Im Wesent-
lichen werden die bereits heure 
geltenden Ausnahmen übernom-
men. Der Verzicht auf bestim mte 
Negativklauseln wird zu ei ner ge-
wissen Verstärkung des Rechtsschut-
zes führen . 
In folge der Ausdehnung des Nega-
tivkatalogs auf jene Fäl le, die heute 
der staatsrechtlichen Beschwerde 
unterliegen, erfuhr der Rechtsschutz 
im bundes rätlichen Entwurf eine 
empfindliche Limitierung. So sollte 
beispielsweise auf dem Gebiet der 
kantonalen öffen tlich-rechtlichen 
Arbeitsverhältnisse ausser bei vermö-
gensrechtlichen Angelegenheiten 
oder im Zusammenhang mit der 
Gleichstellung der Geschlechter kei-
ne Beschwerde beim Bundesgericht 
mehr ergriffen werden können (s ie-
he Art. 83 lit. g BGG). D ie im gel-
BUNDESRECHTSPFLEGE 
Legitimati o nsvo raussetzungen, da e in 
rechdich geschürztes (A rt. 7G Abs. I 
BGG) und ni cht nur ein schurzw ürdi-
ges Interesse (A rt. 89 Abs. I BGG) ver-
langt wird; siehe Kieneri Kuhn (A nm. 2), 
S. 15 1. 
Ausgenommen ist all erdingsdas Milir;ir-
stra frech t. 
Borschaft BGG, BBI 200 I 43 13. 
Siehe Borschaft BGG , BBI 200 I 43 14 ff. 
Siehe Art. 27 1 Abs. I BSrP. 
Borschaft BGG , BBI 200 I 43 13. 
Borschaft BGC, BBI2001 43 13. 
Art. 2 des 7. Protoko ll zur EM Rl< (S R 
0. 10 1.07), An. 14 Abs. 5 Uno-Pakr II 
(SR 0.1 03.2) . Siehe Borschaft BCG. BBI 
2001 43 16. 
Borschaft BGG, BBI 2001 43 17. 
Borschaft BG G, BBI 200 I 43 18. 
Dazu hinten 7. 1. 
1999 endete immerhin fa st ein Drinel 
aller staats rechtli chen Beschwerden mir 
einem Nichteintretensentscheid (Bot-
schaft BGG, BBI200 I 42 15). Zur Prob-
lema tik der Wa hl des richtigen Rechts-
mi ttels im öffentli chen Rechr siehe 
Walrer Kä lin I Markus Mü ller, Vom un-
gekbrren Verh:ilrnis zwischen Verwal-
tungsgeri chtsbeschwerde und staa ts-
rechtl icher Beschwerde, ZBI 94 ( 1993), 
S. 433 ff.; Math ias Kuh n, Die Ei nheils-
beschwerde - mehr Rechtsschutz oder 
Entlastung des Bundesge ri chts', in: 
Benjam in Schindler I Regul a Schlauri 
(Hrsg.), Auf dem Weg zu einem einheit-
lichen Verfahren, Zürich 200 I, S. G91l, 
72 f.; Kar! Spüh lcr, Die Prax is der sraars-
rechtlichen Beschwerde, Bern 1994, S. 
88 IT.; spez ifi sch w r Problemlage im 
Raumplanungs-, Bau-und Umwclrrecht 
Pete r Ka rl en, Verwaltungsge ri chtsbe-
schwerde gegen Raumploine. Zur Umge-
staltung der Rechtsmittelordn ung im 
Raumplanungs recht durch di e neuere 
Rechtsprechung des Bundesge richts, 
recht 15 ( 1997), S. 125 ff. 
Bundesgesetz vom 20. Dezember I 9G8 
über das Ve rwalrungsverf.1hrcn (SR 
172.02 1 ). 
Zu den Rea lakren siehe Pierrc "Jschan-
neniUirich Zimmerli , All gemein es Ver-
waltungsrech I, 2. A., Bern 2005, § 38 . 
Weitere Beispiele bei Sergio Ciacomini , 
Vom (<Jagd machcn auf Ve rtligungcn)), 
ZBI 94 ( 1993), S. 237 ff:, 242 ff; Paul 
Rich li, Zu m Rechtsschu rz gegen verfü-
gungsfre ies Staatshandeln in der Tora l-
rev ision der Bundesrechtsp ncgc, AJ I' 
1998, S. 142G ff., 1429. 
Richli (An m. 42), S. 143 1 ff. 
So auch Richli (An m. 42), S. 1440 ff, 
mirausführli chen Hin weisen aufdie Li -
cerarur. 
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renden Recht bes tehende Möglich-
keit, einen kantonalen E ntscheid auf 
einem der Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde entzogenen Gebiet wegen 
Verletzung verfassungsmässiger Rech-
te mir sraatsrechrlicher Beschwerde 
anzufechten, war ebenfalls nicht 
mehr vorgesehen. Dieses D efizit wird 
nun allerdings durch die erst wäh-
rend den parlamentarischen Bera-
tungen eingeführte subsidiäre Ver-
fassungsbeschwerde abgefedert. 
6.3 Streitwertgrenze 
Auch bei der Beschwerde in öffent-
1 ich-rechtlichen Angelegen bei ten 
bes tehen Srreirwertgrenzen. Aufdem 
Gebiet der Staatshaftung beträgt die 
Limite 30000 Franken, bei den äf-
fen rl ich-rech rl ichen A rbei tsverh;il r-
nissen 15000 Franken (Art. 85 Abs. 
1 BGG) . Wenn sich eine Rechtsfra-
ge von grundsätzlicher Bedeutung 
stellt, ist eine Beschwerde allerdings 
auch unterhalb der Streitwertgrenze 
zulässig. 1 
6.4 Vorinstanzen 
Mit Ausnahme der Entscheide der 
Bundeskanzlei betreffend die poliri-
schen Rechte und jener der unabhän-
gigen Beschwerdeinstanz für Radio 
und Fernsehen kann künftig nicht 
m ehr direkt gegen Verfügungen von 
Bundesverwaltungsbehörden Be-
schwerde beim Bundesgericht ge-
führt werden. d Die Kantone werden 
verpflich rer, als unm i tte!bare Vori n-
sranzen des Bundesgerichts obere 
Gerichte einzusetzen, soweit nicht 
nach einem anderen Bundesgesetz 
Entscheide anderer richterlicher Be-
hörden der Beschwerde an das 
Bundesgericht unterliegen (Art. 86 
Abs. 2 BGG) . Was bislang aus-
schliesslich für Fälle galt, in denen die 
Verwaltungsgerich rsbeschwerde zu-
lässig ist (Art. 98a OG), wird auf Ma-
terien ausgedehnt, die heure mir 
staatsrechtlicher Beschwerde ange-
fochten werden können. Dass, wie 
auch von der Rechtsweggarantie 
(Art. 29a BV) gefordert, künftig je-
der Kanton ein e Verwaltungsge-
richtsbarkeit mit allgemeiner Z u-
ständigkeit und grundsätzlich voller 
Sachverhalts- und Rechtskontrolle 
aufweisen muss, führt zweifellos zu 
einer Stärkung des Rechtsschurzes 
auf kantonaler Ebene. 
6.5 Beschwerdeberechtigung 
Die Beschwerde in öffentlich-recht-
lichen Angelegenheiten lehnt sich 
auch hinsichtlich der Legitimation 
an das Regime der Verwaltungsge-
richtsbeschwerde an, die - im Gegen-
satz zur staatsrechtlichen Beschwer-
de - kein rechtlich geschütztes, son-
dern lediglich ein rarsächliches Inter-
esse fordert (Art. 103 lir. a OG). 
Nach Art. 89 Abs. 1 BGG ist zur Be-
schwerde in öffentlich-reehrlichen 
Angelegenheiten berechtigt, wer vor 
der Vorinstanz am Verfahren teilge-
nommen hat oder keine Möglichkeit 
zur Teilnahme erhalten hat, durch 
den angefochtenen Entscheid oder 
Erlass beso nders berührt ist und ein 
schurzwürdiges Interesse an dessen 
Aufhebung oder Änderung hat. In 
Stimmrechtssachen (Art. 82 lir. c 
BGG) steht das Beschwerderecht wie 
bisher jeder Person zu, die in derbe-
treffenden Angelegenheit stimmbe-
rechtigt ist (An. 89 Abs. 3 BV) . 
Da Bundesrar und Expertenkom-
mission der Meinung sind, die Pra-
xis interpretiere das Beschwerderecht 
Dritter oft zu grosszügig, wurde die 
Voraussetzung des persönlichen Be-
troffenseins verschärft. Im Gegensatz 
zum geltenden Recht (siehe Art. 103 
lir. a OG) soll es künftig nicht mehr 
ausreichen, dass der Beschwerdefüh-
rer berührt ist, er muss vielmehr be-
sonders berührt sein. Der Borschaft 
ist in diesem Z usammenhang zu ent-
nehmen, dass er über ein persönli-
ches Interesse zu verfügen hat, das 
sich «vom allgemeinen Interesse der 
übrigen Bürger klar abhebt>>. Da die 
bundesgerichtlich e Praxis bereits 
heure fordert , dass der Dritte zur Er-
langung der Beschwerdelegitimation 
<<stärker als jedermann berührt [ist] 
und in einer besonderen, beachtens-
werten, nahen Beziehung zur Streit-
sache» steht, ist fraglich, ob di e 
neue Formulierung den Kreis der 
Beschwerdelegitimierten rarsächlich 
einzuschränken vermag. Der bun-
desrätlichen Borschaftsind jedenfalls 
keine Kriterien für eine Änderung 
der bisherigen Rechtsprechung zu 
entnehmen. Es bleibt zu hoffen, dass 
die engere Umschreibung der Legiti-
mationsvoraussetzungen nicht zu ei-
ner Verlagerung der Rechtsstreitig-
keiten auf die Ebene der Prozessvor-
aussetzungen führr. l> 
Macht der Beschwerdeführer eine 
drohende Rechtsverletzung durch ei-
nen Rechtsanwendungsakt geltend, 
genügt ein virtuelles Berroffensein : 
Legitimiert sind alle, auf welche die 
als verfassungswidrig erachtete Vor-
schrift künftig einmal angewendet 
werden könnte. Vorausgesetzt wird 
in der Regel, dass der Beschwerde-
führer im betreffenden Kanton 
wohnt und damit dessen Territorial-
hoheit untersteht, wobei die Prax is 
gewisse Erweiterungen zulässrY> 
Diese grosszügige Praxis zur Legiti-
mation bei der abstrakten Normen-
kontroll e soll beibehalten werden. 
Zwar wird die Voraussetzung des 
Berührtseins künftig verschärft, die 
Übernahme des Legitimationskon-
zepts der Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde für die Beschwerde in öf-
fentlich-rech rlichen Angelegenhei-
ten bewirkt allerdings gleichzeitig 
eine Erweiterung der Beschwerde-
befugnis. Als Konsequenz des Ver-
zichts auf ein rechdich geschürztes 
Interesse werden künftig in allen Fäl-
len, die der Beschwerde in äffen rl ich-
reehrlichen Angelegenheiten unter-
liegen - also auch dort, wo gemäss 
geltendem Recht die staatsrechtliche 
Beschwerde zulässig ist - , Verletzun-
gen des Verbors ungleicher Rechts-
anwendung (Art. 8 Abs. 1 BV) und 
des Willkürverbores (Art. 9 BV) 
selbständig gerügt werden können.67 
Ob das Bundesgericht künftig stär-
ker in die kantonale Rechtsanwen-
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dung eingreifen wird, ist allerdings 
fraglich. 
Z um einen sind die Hürden fürdi e 
Bejahung vo n Willkür sehr hoch an-
gesetzt. Z um anderen mach t das 
BGG, wi e bereits das O G, te ilweise 
bereits den Z ugang zum Geri cht vo n 
einem Anspruch abhängig, so bei 
ausländer- und asylrechtliehen Be-
willigungen oder Subventio nen, 
und klammert wichtige Sachberei-
che wie die äffen rl ich-rech rl ichen Ar-
beitsverhältnisse weitgehend aus.l 
Entscheide über die ordentli che 
Einbürgerung unterliegen im Übri-
gen nicht der Beschwerde in öffenr-
lich- rechrli chen Angelege nh eiten 
(Art. 83 lir. b BGG). Hier steht nur 
die subsidiäre Verfassungsbeschwer-
de zur Verfügung, die nach wie vor 
ein rechtlich geschütztes Interesse 
voraussetzt. Die Rüge, eine Einbür-
gerung sei willkürlich verweigert 
wo rden, ohne dass daneben eine Ver-
letzung weiterer G rundrechte wie des 
Diskriminierungsverbores oder vo n 
Verfah rensgaran rien gerügt werden 
kann , wird daher auch in Z ukunft 
nicht möglich sein . 
7 Subsidiäres 
Rechtsmittel 
7.1 Durch Parlament korrigiert 
Ein Blick in die Enrsrehungsge-
schichre der subsidiären Verfassungs-
beschwerde hilft, um ihre Funktion 
und Tragweite zu erfassen. D as vom 
Bundesrar vorgeschlagene Konzept 
beschränkte sich auf die drei Ein-
heitsbeschwerden sowie die Klage, 
bei der das Bundesgericht als einzige 
Instanz Recht spricht. 4 Die damit 
anges trebte Entlastung des höchsten 
Gerichts brachte ein Rechtsschutzde-
fizit mi r sich , das nicht kritiklos hin-
genommen wurde. 
Rechtsschutzlücken offenbarten 
sich an verschiedenen Stellen. So soLl-
te bei vermögensrechtlichen Z ivil -
streitigkeiten sowie bei Staatshaf-
tungsfällen unter 40000 Franken , 
vorbeh ältlieh des Vorliegens ein er 
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Rechtsfrage von grundsätzlicher 
Bedeutung, keine Beschwerdemög-
lichkeit vor Bundesgericht mehr 
bes tehen. D asselbe war für Bagatell-
strafsachen vorgesehen, die heute un-
eingeschränkt aufihre Bundesrechts-
und Verfassungskonformität hin 
überprüfbar sind. Da sämtliche nicht 
vermögensrechtlichen Z ivilstreitig-
keiten weiterhin beschwerdefähig 
sein sollten, nahm der Bundes rat ein 
markantes Rechtsschutzgefälle zwi-
schen den einzelnen Rechtsgebieten 
in Kau f. Auch in den vom Negativ-
katalog der Beschwerde in ö ffentlich-
rechtlichen Angelegenheiten betrof-
fenen Gebieten sollte der Z ugang 
zum Bundesgericht grundsätzlich 
verschlossen bleiben. Das Rechts-
schutzdefizit offenbarte sich vor al-
lem darin , dass in diesen Fällen kei-
ne Rügemöglichkeit für klassische 
Verfassungsverletzungen wie Verlet-
zungen des rechtlichen Gehörs oder 
der Verteidigungsrechte mehr bes te-
hen sollte; den Rechtssuchenden 
stand nur - aber immerhin - der 
Weg nach Strassburg offen. D em 
Bundesgericht war es in dieser Kon-
zeption zudem in nussgeblichen Be-
reichen versagt, für eine einheitliche 
Auslegung und Anwendung des 
Bundesrechts durch die Kantone zu 
sorgen. 
Nachdem das Bundesgericht am 5. 
Januar 2004 an den Präsidenten der 
Rech tskommission des Nationalra-
tes und den Vorsteher des Eidgenös-
sischen Justiz- und Polize ideparte-
ments (EJPD) gelangt war und vor-
gebracht hatte, die im Rahmen der 
ständerätlichen Beratungen vorge-
nommenen Anpassungen am BGG 
stünden im Widerspruch zu den Z ie-
len der Totalrevision der Bundes-
rechtspflege, wurde nochmals eine 
Arbeitsgruppe eingese tzt. Neben ei-
ner Senkung der Streirwertgrenze auf 
30000 Franken wurde eine subsidi-
äre Verfass ungsbeschwerde gegen 
kanto nale Entscheide vorgeschlagen, 
die in jenen Fällen zur Verfügungsre-
hen soll, wo die Einh eitsbeschwerde 
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Siehe BGE 12 1 I 138, 146 f. E. 5c/aa; 
Ulri ch 1-Ufe lin /Walrer Hall er, Schweize-
risches Bundessraars rechr, 6. A., Z liri ch 
erc. 200 5, Rz. 1943; Picn·c Tschannen, 
Sraa rsrechr der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft. Bern 2004, § 18 Rz. J I ff. 
Vergleiche 1-l:i fcl in/ Hallcr/Kell er (A nm. 
9), Rz. 1959 . 
Vergleiche Arr. 189 Abs. 4 BV in der Fas-
sung gem ciss dem Bundesbeschluss vo m 
8. O ktober 1999 iiber di e Refo rm der 
Justiz (von Vo lk und Steinden am 12. 
M~irz 2000 angeno mmen, noch ni chr in 
Kra fr; AS 2002, 3 148 ff). 
Siehe Arr. 19 1 BV; Arr. 190 BV in der 
Fass ung gemäss de m Bundesbeschluss 
vo m 8. O ktober 1999 liber di e Refo rm 
der Justiz (s ieheAnm. 47); Hcifcl in / Hal-
ler (A nm . 45), Rz. 2093 ff. 
ln der Fassung gem:iss dem Bund esbe-
schluss vo m 8. O ktober 1999 iiher die 
Refo rm der Jusriz (siehe Anm. 47) . 
Bundesgesetz vom 17 . Dezember 1976 
iiber die polirischen Rechte (S R I 6 I. 1). 
51 Siehe Art. I 00 Abs. I li r. p OG. Be-
schwerden gegen Entscheide der Kan -
tonsregierunge n betreffend eidge nöss i-
sche Wahl en und Abstimmungen 
we rd en de rze it zu r Hau ptsache vo m 
Bu ndes- beziehu ngsweise vo m Natio-
nalrar beurreilr (A rr. 8 1 un d 82 BPR). 
in d er Fassun g ge mäss dem Bundesbe-
schluss vo m 4 . O ktober 2002 über die 
Änderun g der Volksrechte (vo n Volk 
und Ständen am 9. Februar 2003 ange-
nom men, crsr teilweise in Kraft; AS 
2003, 1949 Ff.). 
Siehe auch Rene Rhinow, G run dzüge 
des Schweizeri schen Vcrfassun gs rechrs, 
Basel erc. 2003, Rz. 2669. 
Die Defi niti o n der Ausnahmerarbesrcin-
de gab teilweise zu D iskuss ionen An lass. 
Der Ständerar har beispielswe ise be-
schl ossen , ba u- und planungs rechtli che 
Angelege nh eiten von der Beschwe rd e 
auszunehmen, ausser es handl e sich um 
Entscheide betreffend materielle Enteig-
nung, Z onenkonforrni r:ir von Bauren 
und Anlagen ausserh alb der Ba uzo ne 
oder Ausnahmebewilligun ge n ausser-
halb der Bauzo nc. D iese Fo nführun g 
von Arr. 34 Abs. I RPG wurde vo m Na-
ti onal rar allerd ings ve rworfen. Siehe 
dazu Pi en·c Tschann en, Einheitsbe-
schwerde im Raumplanun gsrechr, NZZ 
vom 25 . April 2005, S. 9. 
Aufgegeben w urde beispiel sweise der 
Ausschlu ss vo n Verfügun ge n übe r di e 
Allgeme inve rb indlicherkl ärung vo n 
Rah menmietverträgen (Arr. 99 Z iff. I 
Abs. I li r. abi s OG) und vo n Verfügun-
gen über !' Iein e, soweit es sich ni chr um 
Entscheide liber Einsprachen gegen Enr-
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nicht zulässig ist, sei es, weil der 
Streirwert ni cht erreicht wird oder es 
sich um ein ausgeschlossenes Sachge-
biet handelt. Damit wurde im Er-
gebnis die staatsrechtli che Beschwer-
de, die nach Ansicht des Bundesrares 
eigend ich in der Einheitsbeschwerde 
in öffenrlich-rechrlichen Angelegen-
heiten aufgehen soll te, wieder einge-
führt. 
7.2 Reaktionen gemischt 
Zur subsidiären Verfass ungsbe-
schwerde liegen mit Ausnahme eines 
Arbeitspapiers keine Materialien 
vor und die Literatur hat sich bislang 
noch kaum mit diesem Rechtsmittel 
auseinander gesetzt. Die ersten Re-
aktionen sind nicht durchwegs posi-
tiv; es ist die Rede von der «grosse[n] 
Unbekannte[n] >>, vom «Kuckucksei», 
welches das Parlament dem Bundes-
gericht ins Nest gelegt hat, ferner 
vom «referendumspolitischen Lock-
vogel» und vom <gesetzgeberischen 
H usarenstreiclu>. 
Die subsidiäre Verfassungsbe-
schwerde lehnt sich in weiten Teilen 
an die heurige staatsrechtliche Be-
schwerde an, verfügt aber über einen 
engeren Anwendungsbereich . Wie 
der Name zum Ausdruck bringt, 
kann sie nur dann ergriffen werden, 
wenn kein prinzipales Rechtsmittel 
nach Art. 72- 89 BGG zulässig ist 
(siehe Art. 11 3 BGG). Anfechtungs-
objekte bilden Emseheide letzter 
kantonaler Instanzen, wobei es irre-
levant ist, auf welche rechtlichen 
Grundlagen sich em Entscheid 
stützt. Einziger Beschwerdegrund ist 
die Verletzung verfassungsmässiger 
Rechte (Art. 11 6 BGG). 
Die Legitimation ist im Vergleich 
zur Beschwerde tn öffen dich-
rechtlichen Angelegenheiten einge-
sch ränkt. Ein led iglich ratsächliches 
Interesse reicht nicht; der Beschwer-
deführer muss vielmehr - wie bei der 
staatsrechtlichen Beschwerde- über 
ein rechtli ch geschütztes Interesse an 
der Aufhebung oder Änderung des 
angefoch renen Entscheides verfügen 
(Art. 11 5 li t. b BGG). Die Praxis 
wird klären müssen, ob die res trikti -
ve Praxis zu Art. 88 OG weiterhin 
Geltung behalten wird, insbesonde-
re, wenn Verletzungen der Rechrsan-
wendungsgleichheir (Art. 8 Abs. I 
BV) und des Willkürverbors (Art. 9 
BV) gerügt werden. 
Führt eine Partei gegen einen Ent-
scheid sowohl ordentliche Beschwer-
de als auch subsidiäre Verfassungsbe-
schwerde, so hat sie beide Rechtsmir-
tel in der gleichen Rechtsschrift ein-
zureichen. Das Bundesgericht be-
handelt die beiden Beschwerden im 
gleichen Verfahren. Die vorgebrach-
ten Rügen werden dabei nach den 
Vorschriften über die entsprechende 
Beschwerd eart geprüft (Art. 119 
BGG). 
8 Rechtsschutz 
gewährleisten 
Mit der Totalrevision der Bundes-
rechtspflege wurden eine wirksame 
und nachh altige Entlastung des 
Bundesgerichts, die Verbesserung des 
Rechtsschutzes sowie die Vereinfa-
chung der Verfahren und Rechtswe-
ge angestrebt. Gradmesser für die 
Z ielerreichung bilden primär die sich 
abzeichnenden Konsequenzen für 
das Bundesgericht einerseits und die 
Rechtssuchenden anderseits. 
Die Schaffung richterlicher Vorin-
stanzen auf Bundes- und auf kanto-
naler Ebene ist zweifellos ein wichti-
ger Beitrag zur Entlastung des 
Bundesgerichts, da das oberste Ge-
richt von zeitaufwändigen erstins-
tanzliehen Verfahren befreit wird 
und sich auf die Beanrwortung von 
Rechtsfragen konzentrieren kann. 
D ie konkrete Ausgestaltung des 
Rechtsschutzes vor Bundesgericht re-
lativiert diesen En tlasrungseffekr 
allerd ings erheblich. Insbesondere 
die Einführung der subsidiären Ver-
fassungsbeschwerde führt aller Vor-
aussicht nach dazu, dass sich die Zahl 
der Beschwerden auch künftig auf ei-
nem konstant hoh en Niveau be-
wegen wird. Die Existenz gemein-
samer Eintretensvoraussetzunge n 
bedingt sodann einen erhöhten Ko-
ordinationsaufwand innerhalb des 
Bundesgerichts, da ansonsten die 
Gefahr besteht, dass dieselben 
Begri ffe für die drei Beschwerdearten 
in den verschiedenen Kammern 
widersprüch lich ausgelegt werden. 
Schliess lich darf nicht unterschätzt 
werden, dass sich künftig jede Kam-
mer mit Fragen verfassungsrecht-
licher Natur auseinander setzen 
muss, was ebenfalls eine zusätzliche 
Belastung impliziert, die immerhin 
durch das bei der Verletzung verfas-
sungs mässiger Rechte geltende Rü-
geprinzip erwas gemi ldert wird. 
Gewisse Entlastungseffekte könn-
ten sich aus dem Verzicht auf ein 
rechtli ch geschütztes Interesse im 
Rahm en der Beschwerde in öffent-
lich-rechtlichen Angelegen heiten er-
geben. Zwar führt die genere lle Gel-
tung des Legitimationskonzepts der 
Verwaltungsgerichtsbeschwerde zu 
einer Ausdehnung des Beschwerde-
rechts und damit möglicherweise 
auch zu einer grösseren Geschäftslase 
Allerdings wird das Bundesgericht 
künftig davon entbunden sein, sich 
bereits im Rahmen der Eintretens-
voraussetzungen vertieft mit mate-
ri ell-rechtli chen Fragen auseinander 
zu setzen. Im Übrigen hat es das 
Bundesgericht bei der Konkrerisie-
rung des Begriffs der «Rechtsfrage 
von grundsätzlicher Bedeutung» in 
der Hand , dem Entlastungseffekt der 
Revision stärker zum Durchbruch zu 
verhelfen. Dabei ist jedoch zu beden-
ken, dass eine zu enge Auslegung des 
Begri ffs den Rechtsschutzbedürfnis-
sen der Einzelnen widerspricht. 
Gerade in der Einführungsphase 
des BGG wird das Bundesgericht 
zahlreiche Fragen zu klären haben. 
Sollte mit dem BGG im Ergebnis 
eine Entlastung des Bundesgericlm 
verbunden sein, so dürfte diese erst 
in einigen Jahren spürbar werden . 
Sach lich spricht demnach wenig da-
für, in dieser Entwicklungsphase den 
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Personalbesrand beim höchsten Ge-
richt zu reduzieren. 
Der bundesrätliche Enrwurf des 
BGG legte bedeutend m ehrWerrauf 
die Entlastung des Bundesgerichts als 
auf den umfassenden Rechrsschmz. 
Im Rahmen des weiteren Gesetzge-
bungsp rozesses konme der befürch-
tete massive Justi zabbau im We-
sel1(lichen abgewendet werden. Vor 
allem die gegenüber dem Enrwurf ge-
senkte Srreirwerrgrenze im Z ivi l-
recht, der Verzicht auf die Srreirwerr-
grenze im Strafrecht und die Ergän-
zung der Einheitsbeschwerden um 
die subsidiäre Verfassungsbeschwer-
de tragen den Rechtsschurzbedürf-
nissen der Einzelnen angemessen 
Rechnung. 
Die Aufnahme der subsidiären Ver-
fassungsbeschwerdei n ein mehr oder 
weniger in sich geschlossenes Rechrs-
schurzkonzepr verleiht dem Reform-
paket zwar von Beginn weg den An-
schein eines Flickwerks. Z udem 
müssen bei Unklarheiten über Um-
fang und Tragweite des Negativka ta-
logs der Beschwerde in öffenrlich-
rechrlichen Angelegenheiten auch 
künftig zwei Rechtsmittel eingelegt 
werden; immerhin werden die im gel-
tenden Recht bes tehenden ungleich 
komplexeren Abgrenzungsschwierig-
keiten zwischen zivilrechtlicher Beru-
fung und strafrechtlicher Nichrig-
keirsbeschwerde beziehungsweise der 
sraarsrechrlichen Beschwerde und der 
Verwaltungsgerichtsbeschwerde ob-
solet. Aus Sicht der Parteien ist die 
Umgestaltung des Rechtsschurzes vor 
Bundesgericht grundsätzlich eher po-
sitiv zu würdigen. 
Eine Erleichterung ergibt sich für 
die Rechtssuchenden zweifellos dar-
aus, dass sie Verfassungs- und Gese t-
zesverletzungen künftig in einem 
Rechtsmittel rügen können . Ob die 
sich ste llenden Verfahrensfragen den 
Beizug einer Rechtsvertretung kaum 
mehr erfordern werden, ist indes 
fraglich . Nicht zuletzt ist auch aufdie 
Gefahr hinzuweisen, dass in der zi-
vil - und st rafrechtlichen Praxis die in 
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der Einheitsbeschwerde vorgebrach-
ten Verfassungsrügen möglicher-
weise an Gehalt ve rlieren und vom 
Bundesgericht nicht mehr wie bisher 
in ihrer vollen Schärfe wahrgenom-
men werden. 
Die Totalrevision der Bundes-
rechtspfl ege vermag so mit nicht alle 
anges trebten Z iele zu erreichen. Dass 
primär die {11(eressen der Rechtssu-
chenden an einem gut ausgebauten 
und übersichtlichen Rechrsm irrelsys-
rem begünstigt werden und sich eine 
Entlas tung des Bundesgerichts aller 
Voraussicht nach nicht einstellen 
wird , ist allerdings nicht grundsätz-
lich negativ zu werten. Die rechts-
sraarliehen Ansprüche an ein Rechrs-
mirrelsysrem und das Bedürfnis nach 
einer einheitlichen Anwendung des 
Bundesrechts in einem föderalen Ge-
bilde bedingen, dass der konstant ho-
hen Geschäftslast primär mir einer 
E rhöhung der zur Verfügung stehen-
den M ittel und nicht mir Z ugangs-
beschränkungen Rechnung gerragen 
wird . 
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cignungen oder Lmdumlegu ngcn ha n-
delt [Art. 99 Abs . I li t. c OG]. 
Siehe dazu hinten 7 .2. 
Z um Begriff vo rne 3.5. 
fi Siehe Art. 86 Abs. I lir. c und Art. 88 
Abs. I lir. b BGG. 
Siehe dazu statt vieler Ulrich H iifcl in I 
Geo rg Müller, Allgemeines Ve rwal-
tun gs recht, 4 . A., Z üri ch etc. 2002, 
Rz. 194 3 f.; Rene Rhinow I Heinrich 
Koll er I C hri srina Kiss, Ö ffentliches Pro-
zessrecht und Jusrizverf:tssungs rccllr des 
Bundes, Basel/Frankfurt a. M. 1996, Rz. 
1264 ff. 
Siehe Borschaft BGG, BBI 200 I 4329. 
b Botschaft BGG, ßßl 200 I 4329. 
Siehe etwa BGE 123 II 376, .'179 E. 4a: 
120 lb 386; Isabelle H iiner, Die Betei-
ligte n im Ve rwC~ lrungsverhhrenund Ve r-
walrungsprozcss, Z üri ch 2000, Rz. 52 1. 
f Siehe H äfel in i Ha lleriKel ler (A nm . 9) , 
Rz. 1999 . Aucr (A nm . 6), S. 13 1, er-
b lickt in der neuen Form ulierung eine 
wirksame Einschränkung der Legitima-
tion Dritter. 
Siehe H äner (A nm. 62), Rz. 570. 
Siehe BGE 122 I 90, 92 E. 2a; H :i fdin l 
H all er (A nm. 45), Rz. 20 I 0. 
Siehe Botschaft ß GG, ßBI 200 I 4329. 
In diese n beiden F:illen lüngr di e Legi-
timation zur staatsrechtli chen Beschwer-
de davon ab, ob das im Einzelfall an-
wendbare Gesetzes- oder Verordnungs-
recht d em Beschwe rdefü hrer ein subjek-
ti ves Recht einriiumr. Siehe zum W ill-
kürve rba r srarr vieler BG E 129 I 2 17, 
22 1 f. E. 1.3 : wr Rechtsgleichheit in der 
Rechtsanwendung siehe ß Ger vo m 29. 
Januar 2002, 2A.47 112002, E. 2c/dd; 
BGE 129 I 11 8. Das Erford ernis des 
rechdi ch geschürzten I nreresses spi elt im 
geltenden Recht fern er bei der Be-
schwerd e eines Drirren, der ni chr Enr-
scheidadressar isr, eine Rolle. 
Siehe statt vieler BG E 129 I 8, 9 E. 2. I ; 
Häfelin i Haller (A nm. 45), Rz. 8 12 f. ; 
Fel ix Uhlmann , Das W ill kiirverbor , 
Bern 2005, Rz. 16 ff. 
Siehe Art. 83 lir. c Abs. 2, lir. d Abs. 2 
und li t. k BGG . 
Arr. 83 lit. g BGG . 
Kritisch daw Bearri cc Weber- Dürler, 
Z um Ansp ruch auf G leichbehand lu ng 
in der Rechtsa nwcnd ung, Z ßl I 0 '5 
(2004), S. I ff. , 36, die fiir einen gene-
rell en höchstr ichterli chen Schurz der 
Rechtsanwend ungsgleichh ei t pl:idierr. 
Siehe dazu hinren 8. 
Siehe auch Uhlmann (Anm. GS), Rz. 6 10. 
Mir d iesem Rechtsmirtel werden Kom-
petenzkonflikte zw ischen Bundesbehö r-
den und kanromlen Behörden, Streitig-
keiten zwischen Bund und Kantonen 
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oder zwischen Kanto nen sowie Schaden-
ersatz- und Genugtuungsa nsprüche ge-
mjss Verantwo rrli chke irsgcsctz be im 
Bundesgeri cht anhängig gemaehr (s iehe 
Art. 120 BGG). 
Siehe Raselli (A nm. 2 1 ), S. 3 ff , der auf-
zeigte, dass di e vo n der Expertenkom-
mission entwickelte Einheitsbeschwerd e 
Bes tandteil eines Rechtsmirtelsys tems 
bildete, das di e Zugangsbeschr:inkung 
nicht prinü r über den Streirvvert und 
den Ausschlusskatalog defi nierte, son-
dern ges tützt aufein Vo rp rüfungsve r f.~h ­
ren, bei welchem Beschwerden unter an -
derem dann für zuläss ig erkbrt wurden, 
wenn der Ausgangdes Verfa hrens fürden 
Betroffenen schwerwiegende Folgen ha-
ben ko nnte. Siehe ferner auch Ka r! 
Spiihler, D ie Reform de r Bundesgc-
ri chtsbarke it: Schwerp unkte ern er 
dringli chen Aufgabe, Z BI 97 (1996), S. 
209 ff., 2 19 F.: Marrin Schubarrh, Die 
Einheitsbeschwerde in Strafsachen -
Flop oder Ei des Columbus, ZStR 120 
(2002), S. 62 ff; Ulrich Zimmerl i, Ver-
fass ungsgeri chtsbarkeir, ZS R NF 12 1 
(2002), I . Halbbancl , S. 445 ff. Eine 
Ausei nandersetzung mi r d ieser Kriti k 
find et sich bei Heinrich Ko ll er/Chri -
stoph Auer, Totalrevision der Bundes-
rechtspflege - Rechtsschutzdefi zite im 
Entwurf des Bundesrats?, Z.S R NF 12 1 
(2002), I. Halbband, S. 459 ff. 
7& Siehe dazu auch vo rne 6.5. 
Siehe den Beri cht zu den Nonn vorschl ä-
gen der Arbeitsgruppe Bundesgeri chts-
gesetz vo m 16. M>irz 2004, Bern 2004, 
S. I (einseh har unter www.bj. 
admi n. ch; lerwna ls besuchnun 14. Feb-
ruar 2006). 
Bericht Arbeitsgruppe Bu ndesgeri chts-
gesetz (Anm . 77), S. 2. 
Beri cht Arbeitsgruppe Bundesgeri chrs-
gesetz (A nm. 77). 
Siehe bislang H:ifelin / Hall er/Kell er 
(A nm . 9), S. 2023 fF.; Kiener/ Kuhn 
(A nm. 2), S. 148 F.; Heriberr Rausch, 
Öffentliches Prozess recht auf der Basis 
der Justizreform , Züri ch etc. 2005 , S. 55 
ff.; Ulrich Zimmerli , Direkter Zugang 
zum Parlament. Bu ndesrat Bioeher isr 
nicht der Vo rmund des Bundesgerichrs, 
NZZ vom 12. August 2005, S. 15. 
Z.immerli (A nm. 80), S. 15. 
l. Ki ener/Kuhn (A nm. 2), S. 154. 
Kiener/Kuhn (A nm . 2), S. 149 f.; Rascl -
li (A nm. 21 ), S. 4 und Ka r! Spühler/ 
Peter Reetz, Das neue Bundesgeri chts-
gesetz aus der Sicht des Anwalts, in : 
Anwaltsrevue 4 (200 I) , S. 5 fF., 8, atte-
sti erten bereits dem vo m Bundes rat 
vo rgesehenen Ko nzept mir der Einheits-
beschwerde (ohne subsid iäre Verfassungs-
beschwerde) kaum ei n Entlastungs-
potenzial. Das Bundesgericht selbst ist 
der Ansicht, dass sich Entlastung und 
Mehrbelastung di e Waage halten dürf-
ten, wobei zu Beginn mir einer grösse-
rcn Be lastung zu rechnen sei, da s ich 
zunächst eine neue Praxis entw ickeln 
müsse; siehe Giuscp Nay, Dic jusriz und 
das Sparen. Kü nft ige Enrl astu ngen des 
obersten Geri chtssind gering, NZ/. vo m 
22. Juli 2005, S. 15. 
Ki ener/Kuhn (A nm . 2), S. 150, weisen 
auch auf die besonderen Abgrenzungs-
probleme zwischen Rechrsfragcn vo n 
grund legender Bedeutung unterha lb der 
Streirwe rrgrenze und der subsidiiiren 
Verfrssungsbeschwerde hin. 
So auch Kul111 (A nm. 40), S. 83. 
Siehe Kiener/K uhn (A nm. 2), S. 159. 
SicheThomas Gabathuler, Mass iverjus-
tizabbau am Bundesgeri cht, pliidoyer 
4/0 1. 
Anderer Meinung offenbar Uhlmann 
(A nm. 73), Rz. 594, der da rau f hinweist, 
die Aufna hme de r subsidiären VcrErs-
sungsbeschwerde habe «massgebli ch 
dazu beigetragen, dass die Gesamtkon-
zeption des Bundes rats in den Räten 
rrotz hi tziger Debatte weitgehend ge-
wahre wurde)) , 
Zu den Abgrenzungsschwieri gkeiten im 
gel tenden Rechr siehe Martin Schu-
barrh, Nichtigkeitsbeschwerde - Sraars-
rechrl iche Beschwerde - Ei nheitsbe-
schwe rde', AJ P 1992, S. 849 ff., 855; 
Spühler (A nm. 40), S. 82 ff und n t. 
sowie die Hin we ise in Anm. 40. 
So Ku l111 (A nm. 40), S. 75 F. 
Siehe Spühler (A nm. 75), S. 2 19. 
96 JAHRE ZGB. EINE FESTSCHRIFT 
•I.' Al 14 
i 11181 !. 
96 
Jahre § 
N 
Mt! Ue ttr iittl'n .I UT 
Enl llo i l: hun~ und 
rni\\ICllun g dc~ 
~Ch \\ C tlC Tl~Chc n 
Ztl· il~öci tbuchc 
Fin pUido)olr-llth:h 
Ein Buch zur Entstehung und Entwick lung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches. 
Mit Beiträgen von Catherine A. Gasser, Thomas Geiser, Roland Gysin, Moritz 
Leuenberger, Kurt Meier, Peter Nobel, Hans Michael Riemer, Urs Saxer, Rene Schuhma-
cher, Margrit Sprecher, Dominique Strebe!, Anita Thanei, Daniel R. Trachse l. 
Die Festschrift würdigt die Pi oniertat von Eugen Huber aus heutiger Sicht. Die Beiträge 
der 13 Autorinnen und Autoren befassen sich mit der Entsteh ungsgesch ichte des Werks, 
beurteilen die gelungenen und weniger gelungenen Gesetzesrevisionen der letzten knapp 
100 Jah re, werfen einen Bli ck auf die Rechtsprechung und wagen einen Ausblick auf 
mögliche Revisionen der nächsten 100 Jahre. 
Bestelltalon 
Ich bestelle . .. Exemplare «96 Jahre ZGB. Eine Festsch rift >> a Fr. 48 .- (inkl. MwSt. und Porto) 
Name: Vorname: 
Strasse: PLZ/Ort: 
Datum : Unterschrift: 
Einsenden an: plädoyer-Buchversand, Postfach 75, 8024 Zürich 
